
Zwangsversteigerung
092K093/20Am08.Februar2022, 15.45
Uhr, soll im Amtsgericht Köln, Rei-
chenspergerplatz 1, 50670 Köln, Trep-
penhaus, Ebene 1. Obergeschoss fol-
gendes Objekt versteigert werden: Ei-
gentumswohnung in 50859Köln (Wei-
den), Potsdamer Str. 10, Aufteilungs-
planNr. 274, undTiefgaragenstellplatz,
AufteilungsplanNr. 658; dieWohnung
ist im 6. OG Mitte gelegen und in der
Örtlichkeit verbunden mit der Nach-
barwohnung, Nr. 275 des Aufteilungs-
plans. Für eine autarke Verwertung
sind die Wohnungen voneinander zu
trennen, indem der gemeinsame innere
Wohnungsdurchgang geschlossen
wird. Des Weiteren ist die Wiederher-
stellung der Küchenanschlüsse sowie
der Klingel-, Türöffner- und Gegen-
sprechanlage erforderlich und die
Sichtschutzeinrichtung im Bereich des
Balkons als Abtrennung zum Balkon
der Nachbarwohnung Nr. 275 ist wie-
derherzustellen. Die Wohnung (Nr.
274) ist innerhalb derGrenzen des Son-
dereigentumsaufgeteilt inHauptwohn-
raum mit offenem Küchenbereich,
Schlafzimmer, FlurDuschbad/WCund
Balkon. Die Wohnfläche beträgt rd. 61
m².Dazugehörig ist einAbstellraum im
Erdgeschoss Verkehrswert: ins-
gesamt 185.000,00 € Einzelwerte:
Wohnung 171.000,00 €, Tiefgara-
genstellplatz 14.000,00 €.

Amtsgericht Köln

www.zvg-portal.de

Zwangsversteigerung
041 K 16/20 - Am Dienstag, den
08.02.2022, um 10.30 Uhr, soll im
Amtsgericht Brühl, Balthasar-Neu-
mann-Platz 3, Erdgeschoss, Saal 8 fol-
gendes Objekt versteigert werden: 4
Grundstücke in einem Gewerbege-
biet (Max-Planck-Str., Erftstadt-Li-
blar): a) Flurstück 362: freistehendes,
überwiegend unterkellertes einge-
schossiges Einfamilienhaus mit aus-
gebautemDachgeschoss und ausgebau-
ter Dachspitze nebst integrierter Gara-
ge im Erdgeschoss. In unmittelbarer
Nähedavoneinenicht unterkellerteLa-
gerhalle. Baujahr jeweils: 1993.
Flurstücke 347, 286: 2 unbebaute
Grundstücke (Teil der Außenanlage)
Die Bewertungsgrundstücke bilden ei-
ne wirtschaftliche Einheit. Der Ver-
kehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5
ZVG auf a) Flurstück 362: 449.000,00 €
b) Flurstück 349: 50.000,00 € c)
Flurstück 347: 5.000,00 € d) Flurstück
286: 1.000,00 € festgesetzt. Verkehrs-
wert: insgesamt 505.000,00 €
DiewegenderaktuellenCovid-19-Pan-
demie zu beachtenden Besonderheiten
ergeben sich aus der öffentlichen Be-
kanntmachung (Registrierungs- und
Maskenpflicht etc.)

Amtsgericht Brühl

www.zvg-portal.de

Zwangsversteigerung
093 K 001/21 Am 07.02.2022, 14:15 Uhr,
soll imAmtsgerichtKöln,Reichensper-
gerplatz 1, 50670 Köln, Treppenhaus,
Ebene 1. Obergeschoss folgendes Ob-
jekt versteigert werden: Eigentums-
wohnung in 50735 Köln (Niehl),
Friedrich-Karl-Straße 246i. Die
WohnungNr. 4 imEG links besteht aus
4 Zimmern, offener Küche, Diele, Flur,
Bad, Duschbad, Terrasse/Garten sowie
einem Kellerraum. Wohnflächen rd.
105 m², Baujahr 2009, teilweise reno-
viert, Restarbeiten sind noch durch-
zuführen. Verkehrswert: 442.000,00
€. Darin enthalten ist Zubehör (Ein-
bauküche) imWerte von 12.000,00 €.

Amtsgericht Köln

www.zvg-portal.de

Zwangsversteigerung
093 K 042/21 Am 08.02.2022, 14:15 Uhr,
soll imAmtsgerichtKöln,Reichensper-
gerplatz 1, 50670 Köln, Treppenhaus,
Ebene 1. Obergeschoss folgendes Ob-
jekt versteigert werden: Zweifami-
lienhaus mit Garage in 51107 Köln
(Ostheim), Steinrutschweg 9. Die
Doppelhaushälfte ist vollunterkellert
und besteht aus zwei Vollgeschossen.
Baujahr um 1959, Wohnflächen rund
135 m², Grundstücksgröße 382 m². Es
besteht Modernisierungsbedarf. Ver-
kehrswert: 420.000,00 €.

Amtsgericht Köln

www.zvg-portal.de

VERSTEIGERUNG

Treffen Sie uns
zur persönlichen
Beratung per
Videoschalte
Auch in schwierigen Zeiten sind unsere Media-
berater jederzeit für Sie da. Vereinbaren Sie einen
Termin für ein individuelles Beratungsgespräch via
MS-Teams – ortsunabhängig, zeitlich flexibel und
auf kürzestem Weg.
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Windräderbald im KölnerNorden?
Ein Gutachten des Landes weist Flächen an der Autobahn 57 als geeignet aus – Politiker fordern Mitsprache
VONCHRISTOPHERDRÖGE
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Chorweiler. Der notwendige
Weg hin zur Klimaneutralität
wird auch Köln einiges an An-
passungen und Veränderungen
abverlangen. Im Kölner Norden
könnte diese weithin sichtbar
werden: Wie im Zuge des Medi-
ationsverfahrens zwischen der
Bürgerinitiative Klimawende
Köln und der Rhein-Energie AG
bekannt wurde, sieht ein Gut-
achten des Landesamts für Na-
tur, Umwelt und Verbraucher-
schutz (LANUV) von 2013, dass
das Potenzial für die Errichtung
von Windkraftanlagen auf dem
Kölner Stadtgebiet auslotet, im
Bezirk Chorweiler konkrete
Möglichkeiten zur Realisierung
der entsprechenden Anlagen.
Vertreter der Bürgerschaft und
der örtlichen Politik im Bezirk
hat dies aufhorchen und nach-
haken lassen.
So sieht das LANUV-Gutach-

ten im gesamten Stadtgebiet für
Windkraftanlagen ein Potenzial
zur Erzeugung von 123 Mega-
watt (MW). Eine Analyse der
Rhein-Energie von potenziellen
Flächen für derartige Anlagen
zeige, dass entlang der A57 An-
lagen realisierbar seien, die
Energie im Umfang von 12 MW
erzeugen könnten, ohne den in
NRWgeltendenMindestabstand
von 1000 Metern zur Wohnbe-
bauung zu unterschreiten. Wei-
terePotenziale inähnlicherGrö-

ßenordnung im Kölner Norden
prüfe die Rhein-Energie derzeit.
Bevor es hier zu konkreten Pla-
nungenkommenkann,mussder
Rat jedoch die geltende Kon-
zentrationszone für Windener-
gieaufheben,diesichzurzeitauf
Marsdorf beschränkt.
ImKölnerNordenhabendiese

Informationen für viele Frage-
zeichen gesorgt. „Hat die Stadt-
verwaltung Kenntnis von Über-
legungen einzelner Energieun-
ternehmen, im Bereich des Be-

zirksChorweilerWindkraftanla-
gen zu errichten? Und wie be-
wertet sie grundsätzlich die pla-
nungsrechtlichen Rahmenbe-
dingungen?“, fragte etwa Inan
Gökpinar,Vorsitzenderder SPD-
Fraktion, in der letzten Sitzung
der Bezirksvertretung.
Rainer Stuhlweißenburg

(CDU)wolltewissen,mitwievie-
len Windrädern bei einem Po-
tenzial von 12 MW auszugehen
sei, welchen Flächenbedarf die-
se hätten und welche Bauhöhen

sie erreichen würden. Dieter
Höhnen, der Vorsitzende des
Bürgervereins Heimers-
dorf/Seeberg-Süd, stellte in ei-
nem offenen Schreiben noch
konkretere Fragen, speziell an
die Rhein-Energie. So fragte er,
ob diese ein „Windkraft-Groß-
projekt“ im Bezirk Chorweiler
plane, dessen Größenordnung
mitneunWindrädernmitHöhen
von über 200 Metern auf einer
Gesamtfläche von 200 Hektar
„planerischbereitsdefiniert“ sei

– und ob Stadt und Rhein-Ener-
giebereitseien,diesePlanungen
der Öffentlichkeit zeitnah vor-
zustellen.
Fragen, die zeigen, dass man

im Norden bereits von deutlich
konkreteren Planungen aus-
geht, als das Eckpunktepapier es
vermuten lässt. Auch Stuhlwei-
ßenburgs Vermutungen gehen
in diese Richtung. „Es gibt deut-
liche Anzeichen, dass Stadt und
Rhein-Energie sich in ihren Pla-
nungen für Windenergie beson-
ders auf denKölnerNorden kon-

zentrieren“, sagt er. „Darum
wollen wir diese Diskussion in
die Öffentlichkeit bringen, da-
mit wir von der Entwicklung
nichtwieder überraschtwerden,
unddieBürgerandemVerfahren
beteiligt werden können. Wie
schnell man vor vollendete Tat-
sachen stehen kann, hat man in
der Angelegenheit der Klär-
schlammverbrennungsanlage
inMerkenich gesehen.“
Konkrete Hinweise auf den

VerlaufdesVerfahrensgeben In-

ImKölnerNorden könntenWindräder gebautwerden. Foto: dpa
Rainer Stuhlweißenburg,
CDU

formationen des umweltpoliti-
schen Sprechers der FDP-Rats-
fraktion, Rolf Albach, der auf
HöhnensSchreibengeantwortet
hatte.
Nach derAufhebungderKon-

zentrationszone in Marsdorf –
das für Windräder ungeeignet
sei, da es sich im Windschatten
des Vorgebirges befinde – ent-
scheide zunächst der Aufsichts-
rat der Rhein-Energie ohne eine
Bürgerbeteiligung. Sollte dieser
das Projekt genehmigen, müsse
der Landschaftsplan der ent-
sprechenden Gebiete von der
unteren Landschaftsbehörde
und dem Umweltausschuss des
Rates geändert werden – dieser
könne auch eine Bürgerbeteili-
gung beschließen und werde
dies nach Albachs Einschätzung
auch tun.
DiesesVorgebirge als Hinder-

nisfaktor in Sachen Wind sei
auch der Grund dafür, warum
tatsächlich mit Windrädern zu
rechnen sei, die eine Höhe von
200Meterdeutlichübersteigen–
bis zu 250 Meter Höhe könnten
diese laut Albach erreichen. Mit
diesenInformationenimHinter-
grund bekräftigte Höhnen noch
einmal den Willen der Bürger-
schaft, einbezogen zu werden:
„Wir finden es richtig und wich-
tig, dass die Öffentlichkeit früh-
zeitig in Kenntnis gesetzt wird
und sachlich und rechtlich ihre
Mitwirkungsberechtigung in
Anspruch nehmen kann.“

Wirwollen diese
Diskussion in die

Öffentlichkeit bringen,
damitwir von der
Entwicklung nicht
überraschtwerden
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Anzeigenwerbung im Kölner Stadt-Anzeiger/Köl-
nische Rundschau - Ihr Start zum Erfolg!


